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KÜCHENERLEBNIS Seit der Eröffnung des Treff-
punkts «Viva» mit Bistro und Kochstudio weht in
Rüeggisberg ein Hauch von Urbanität. Seite 28

NOTARE SP-Grossrat Patric Bhend forderte eine
Senkung der «überrissenen Notariatsgebühren».
Der Grosse Rat lehnte das Ansinnen ab. Seite 31

Im Sommer erblicken Bernerinnen
und Berner während des Aare-
schwumms das Bundeshaus. Die
Kombination von Sport, dem Ele-
mentWasser und dem Blick auf das
Regierungs- und Parlamentsge-
bäudewarimWinterbislangnuret-
was für Hartgesottene. Das wird
sich ändern: Ende Dezember soll
auf dem Bundesplatz eine mobile
Eisbahn installiert werden. Damit
liesse sich während der Pirouette
auf gefrorenem Wasser das reno-
vierte Bundeshaus bewundern.

DiefinanziellenMittelfehlennoch

«Der Entscheid, dass wir es ma-
chen wollen, ist gefallen», sagt
Stadtpräsident Alexander Tschäp-
pät. Unterschrieben sei allerdings
noch nichts. Unterschreiben müss-
ten in erster Linie Sponsoren, denn
der Gemeinderat strebt eine kos-
tenneutrale Umsetzung des Pro-
jekts an. «Die Stadt darf es nichts
kosten», so Tschäppät. Insgesamt
rechnet er mit einem Aufwand von
biszu300 000Franken,dieallesamt
von Gönnern – «am liebsten von
Berner Firmen» – übernommen
werden müssten. Im Preis inbegrif-
fen sind unter anderem der Aufbau
der Anlage, der Unterhalt während
der geplanten sechs Wochen und
die Beleuchtung.

Gemeinsammitdemvorgesehe-
nen Lieferanten, der Wepro AG aus
Zürich, konnten die restlichen
Knackpunkte bereits aus dem Weg
geräumt werden. So wurde bei-
spielsweise darauf geachtet, dass
man dem Berner Märit nicht in die
Querekommt.GegenstandvonAb-
klärungen war zudem die Öko-Bi-
lanz des Projekts. Und schliesslich
musste geprüft werden, ob derVal-
ser Gneis auf dem Bundesplatz
durch die mobile Eisbahn Schaden
nehmen könnte. Dem sei nicht so.

«Eisbahn: Auftakt zum Euro-Jahr»

Der Sponsor der Gneisplatten
soll auch Sponsor der Eisbahn wer-
den. Die Rede ist von der Mobiliar-
Versicherung. «Das Geschäft ist bei
uns hängig», sagt Peter Marthaler,
Leiter Kommunikation bei der Mo-
biliar. Gespräche mit Tschäppät
hätten stattgefunden. «Und da wir
uns dem Platz verpflichtet fühlen,
schliessenwirnichtaus,dasProjekt
,Eisbahn‘ finanziell zu unterstüt-
zen», so Marthaler weiter – auch
wenn grundsätzlich langfristige
Projekte zuoberst auf der Interes-
senlistederMobiliarstünden.«Ent-
sprechend den Aufgaben einerVer-
sicherung», sagt Marthaler. Als
langfristig ausgerichtetes Projekt
kann die Eisbahn vor dem Bundes-
haus in der Tat nicht bezeichnet
werden: Geplant ist die Eisbahn
vorerst für ein Jahr. «Sie soll eine Art
Auftakt zum Euro-Jahr inklusive
Eishockey-WM sein», so der Stadt-
präsident.

Auf Bundesplatz
Pirouette drehen

Nach Weihnachten soll auf
dem Bundesplatz eine Eisbahn
aufgebaut werden. Kosten-
punkt: 300 000 Franken. Die
Stadt Bern sucht Sponsoren.

P H I L I P P S C H O R I

89 Nein, 42 Ja und 13 Enthaltungen.
Die Abfuhr für Thomas Fuchs (svp,
Bern),dermiteinerMotiondenBau
von Minaretten verbieten lassen
wollte, zeichnete sich früh ab. Als
FDP-Fraktionssprecher Hubert
Klopfenstein (Biel) sagte, die FDP
lehne den Vorstoss einstimmig ab,
war der Fall klar. Klopfenstein argu-
mentierte, wie die meisten anderen
auch, sehr grundsätzlich: Die FDP
wolle «das Problem» nicht kleinre-
den, aber dieser Schnellschuss
bringe nichts. Zudem gebe es «ur-
freisinnige Gründe» gegen diesen
Vorstoss. Die FDP wende sich stets
gegenVerbote, welche die persönli-
che Entfaltung einschränkten. Dar-
um frage er sich schon, «ob es an
uns Bürgerlichen ist», ein weiteres
Verbot einzuführen. Verbote seien
dann sinnvoll, wenn die öffentliche
Sicherheit nicht mehr gewährleis-
tet sei, aber: «Von Minaretten geht
keine Gefahr aus.» Klopfenstein
sagte, die Gemeinden hätten die
Planungshoheit und deshalb die
Möglichkeit, «etwas zu machen».

«Höchst unpatriotisch»

AnnaConinx(grüne,Bern)sagte,
Fuchs habe sich «im Bau, im Bau-
recht verirrt». Mit seinem Vorstoss
instrumentalisiere er das Baurecht
für politische Zwecke. Hier gehe es
umdieGrundlagendesRechtsstaa-
tes,und«werimmer»diesemitFüs-
sen trete, handle «höchst unpatrio-
tisch». Integration gehöre zu den
zentralen Aufgaben eines liberalen
Staates. Die Integration von Musli-
menseinichteinfach;Ängstemüss-
ten ernst genommen werden. Aber
Integration funktioniere nicht über
Verdrängung. Wer ein Minarettver-
bot fordere, fördere eine Radikali-
sierung. Ein Verbot wäre «Gift für
den religiösen und sozialen Frie-
den», sagte Coninx.

«Absage an die Toleranz»

Ähnlich argumentierte Nadine
Masshardt (Langenthal) als Spre-
cherin der SP. Die Glaubens- und
Gewissensfreiheit habe in der
Schweiz seit jeher eine wichtige
Rolle gespielt und sei für den Zu-
sammenhalt des Landes von gros-
ser Bedeutung. Mit einem Verbot
aber würde das friedliche Zusam-
menleben gefährdet – zudem wür-
den Ängste geschürt. Masshardt
warfFuchsvor,«scheinheiligenund
billigenWahlkampf» zu betreiben.

MotionärFuchshatteseinerseits
mit den Grundrechten argumen-
tiert. Die Glaubensfreiheit werde
von ihm und der SVP keineswegs
bestritten. Ein Minarett aber stehe

«Gift für den religiösen Frieden»
Der bernische Grosse Rat hat eine Motion, die den Bau von Minaretten verbieten wollte, vom Tisch gewischt

für den «religiösen Alleinvertre-
tungsanspruch» des Islams und sei
damit «eine Absage an die Tole-
ranz». Ein Minarett habe Signalwir-
kung: «Hier sind wir und von hier
wollenwirnichtweichen.»Einesol-
che Haltung basiere auf einem
Machtanspruch,dermitGlaubens-
freiheit nichts zu tun habe. Mit ei-
nem Minarettverbot liessen sich
nicht alle Probleme lösen, sagte
Fuchs, und erwähnte als Beispiel
die Rolle der Frauen im Islam.

Dieses Argument nahm später
Andreas Hofmann (sp, Bern) als
Einzelredner auf und drehte den
Spiess um. Je weiter rechts im poli-
tischen Spektrum sich eine Gruppe
befinde, desto problematischer sei
ihr Verhältnis zu den Frauen.
«SchauteinmalindenSpiegel»,sag-

te Hofmann an die Adresse der SVP,
«und ihr stellt fest, dass euer Feind-
bild euch ganz stark ähnlich sieht.»

«Ein Eroberungssymbol»

Die SVP sei selbstverständlich
für die Religionsfreiheit, sagte Frak-
tionssprecher Hans Ulrich Gräni-
cher(Bern),sieseiauchnichtgegen
Gebetsräume. Aber für die Aus-
übung des Glaubens brauchten
Muslime keine Minarette. Er ver-
wies auf die christlich-abendländi-
sche Grundlage unserer Kultur und
sagte: «Aus dieser Optik brauchen
wir keine Minarette.» Gränicher
verschwieg nicht, dass einige SVP-
Grossräte Mühe damit hätten, das
Problem über die Baugesetzge-
bung anzugehen – «aber es bleibt
nichts anderes übrig».

Schlappe für den Berner SVP-
Grossrat Thomas Fuchs: Er
vermochte gestern nicht ein-
mal die eigene Partei ganz
hinter sich zu scharen. Seine
Minarettverbots-Initiative
führte aber immerhin zu einer
angeregten Debatte.

D Ö L F B A R B E N

Alfred Schneiter (Thierachern)
sprach als Fraktionschef der EDU
ebenfalls von den Grundrechten.
Die Kultusfreiheit sei «undiskuta-
bel». Aber es sei auch unbestritten,
dass die Grundrechte auf der Basis
der christlich-abendländischen
Kultur gewachsen seien. Ein Mina-
rett aber sei nicht ein Bau wie eine
Brücke, es sei ein «Macht- und Ero-
berungssymbol». Jetzt gelte es
Grenzen zu setzen und nicht erst,
«wenn es schon zu spät ist».

Weder ja noch nein

Bei den rund zehn Einzelspre-
chern fiel die Motion mehrheitlich
durch. Einige warnten vor Angst-
macherei,einigesagten,derWesten
dürfe seine ureigenstenWerte nicht
verraten, müsse Einwanderer viel-

mehr von deren Güte überzeugen.
Speziell war das Problem von Marc
Jost (evp, Thun). Die Motion wollte
er nicht unterstützen, zu einem
Nein durchringen konnte er sich
auchnicht.Deshalberklärteerdem
Rat, warum er sich der Stimme ent-
halte. Am besten wäre dieser Vor-
stoss gar nicht eingereicht worden,
sagte er und skizzierte seine Sicht-
weise: Ein Verbot von Minaretten
sei nicht der richtige Weg, um der
«realen Gefahr der Islamisierung»
zu begegnen. Ein Nein zum Vor-
stoss dagegen könne Ideologen da-
zu ermuntern, in der Schweiz aktiv
zu werden. Baudirektorin Barbara
Egger äusserte sich lediglich noch
in zwei Sätzen zum Vorstoss. «Wir
leben in einem Rechtsstaat», sagte
sie, und die Regierung stehe dazu.

Thomas Fuchs argumentierte gestern im Berner Rathaus mit den Grundrechten – genauso wie die Gegner seiner Motion.

In Widerspruch zur Verfassung
Die bernische Kantonsregierung
hatte gegen die Motion von
Grossrat Thomas Fuchs (svp,
Bern) die Glaubens-, Gewissens-
und Kultusfreiheit ins Feld ge-
führt. Diese verpflichte die staat-
lichen Organe zu religiöser Neu-
tralität, heisst es in der Antwort.
Das Neutralitätsgebot verlange
die «unparteiische, gleichmässi-
ge Berücksichtigung der in einer
pluralistischen Gesellschaft auf-
tretenden religiösen und weltan-
schaulichen Überzeugungen».
Die Regierung zitierte ein Rechts-
gutachten, wonach die Veranke-
rung eines Bauverbots in einem
kommunalen Erlass «den An-
spruch auf ein religiös neutrales
und diskriminierungsfreies Ver-

halten des Staates in unzulässiger
Weise beeinträchtigen würde».
Fazit des Regierungsrats: «Ein Mi-
narettverbot würde in Wider-
spruch zum Neutralitätsgebot
stehen und übergeordnetes kan-
tonales und Bundesverfassungs-
recht verletzten.»

Zwei Minarette in der Schweiz

Auch in anderen Kantonen hat
die SVP ein Minarettverbot
durchzusetzen versucht – bisher
erfolglos. Der Solothurner Kan-
tonsrat hatte im Juni 2006 einen
SVP-Vorstoss für ein Bauverbot
abgelehnt.DerSt.GallerKantons-
rat sprach sich 2006 gegen obliga-
torische Volksabstimmungen zur
Bewilligung von Minarettbauten

aus. Der Zürcher Kantonsrat ent-
schiedvoreinemJahr,einBauver-
bot für Minarette zumindest zu
prüfen. Wenn der Kantonsrat
demSVP-Vorstossspäterdefinitiv
zustimmen sollte, würde er dem
Volk zur Abstimmung vorgelegt.

Auf eidgenössischer Ebene
hattenVertretervonSVPundEDU
Anfang Mai eine Volksinitiative
zum Verbot von Minaretten lan-
ciert. Mit der Initiative soll dem
«politisch-religiösen Machtan-
spruch» des Islams entgegenge-
tretenwerden.InderSchweizste-
hen zwei Minarette, eins in Genf,
das andere in Zürich. In Winter-
thur und Wangen bei Olten sind
Minarette bewilligt, in Wil und in
Langenthal geplant. (db/sw/sda)

WER STIMMTE WIE?

Der Minarett-Motion zugestimmt
habenhauptsächlichSVPundEDU.
Bei der SVP gab es einzelne Ab-
weichler: Zu einem Nein durchge-
rungen hat sich Fritz Reber (Schang-
nau), enthalten haben sich Samuel
Leuenberger (Trubschachen), Fritz
Ruchti (Seewil), Fred-Henri Schnegg
(Sonceboz-Sombeval), Beatrice Si-
mon (Seedorf), Ueli Spring (Lyss)
und Annelise Vaucher (Cormoret).
AbweichlerzurNein-Haltunggabs
umgekehrt bei der FDP: Hans Rudolf
Feller (Steffisburg) stimmte Ja, Bri-
gitte Bolli (Bern), Hans-Jörg Pfister
(Zweisimmen) und Jean-Pierre Rérat
(Sonvilier) enthielten sich. Die EVP
stimmte ebenfalls nicht geschlossen
Nein. Der Stimme enthielten sich:
Gerhard Baumgartner (Ostermun-
digen), Willfried Gasser (Bern), Marc
Jost (Thun) und Erwin Sommer
(Melchnau). (db)
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